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haupt ergibt sich das Bild eines armen Landes mit wenig differenzierter und leistungsfä-
higer Wirtschaft. 

Erwähnt werden müssen schließlich die Listen der namentlich genannten Bauern 
und Kossäten der Dörfer. Sie sind durch ein Personenregister erschlossen und bilden 
eine Fundgrube für die Familien- und Bevölkerungsgeschichte. 

Aussagekräftig für politische und soziale Gegebenheiten der Zeit ist auch die Entste-
hung des Katasters. An dem zweigliedrigen Verfahren: zuerst Befragung vereidigter 
Bauern von Dorf zu Dorf, dann Prüfung der Ergebnisse durch andere Beauftragte, 
waren bei beiden Schritten kurfürstliche Räte und Bevollmächtigte der Stände betei-
ligt; dies ist kennzeichnend für das Einvernehmen dieser beiden Kräfte auf der regiona-
len Ebene in der Mark Brandenburg. Von Widerstand des Adels, wie es ihn anderswo 
gegen Katasteraufnahmen gegeben hat, hören wir nichts. Dazu hat sicher beigetragen, 
daß die Befragung nur in den Dörfern stattfand; das Verschweigen ursprünglich kontri-
butionspflichtigen, vom Adel zur Eigenwirtschaft gezogenen Landes fiel also nur da 
auf, wo es von den Bauern noch wahrgenommen werden konnte. Die Abweichungen 
der Ergebnisse von den bis dahin der Besteuerung zugrundegelegten Daten müssen 
gleichwohl erheblich gewesen sein. Ein Versuch, das Kataster in Kontributionsforde-
rungen umzusetzen, erfolgte erst 1716 unter Friedrich WilhelmI. und führte zu erheb-
lichen Mißhelligkeiten. Andererseits wurde das Kataster bis ins 19. Jh. hinein fort-
geschrieben und ergänzt. 

Fazit: Eine solide und gut benutzbare Edition einer wichtigen Quelle. 
Sankt Augustin Ernst Opgenoorth 

Dienst für die Geschichte. Gedenkschrift für Walther Hubatsch. 17. Mai 1915— 
29. Dezember 1984. Hrsg. von Michael S a l e w s k i und Josef S c h r ö d e r . Muster-
Schmidt Verlag. Göttingen, Zürich 1985. 327 S. 

Der vorliegende Band wird eröffnet mit einem von den beiden Herausgebern verfaß-
ten Nachruf auf Walther Hubatsch, in dem das vielfältige Wirken dieses im Dienst für 
die Geschichte unermüdlich tätigen Historikers umrissen wird. Für den aus Königsberg 
stammenden Wissenschaftler war der Historiker kein blindes Werkzeug der Geschichte, 
sondern er hatte Geschichte so zu deuten, daß ihre lebendige Kraft bis in die Gegen-
wart weiterwirkte. Grundlage seines Forschungsansatzes war die Verknüpfung des reli-
giösen, reformatorischen Elements mit dem des Institutionellen und Persönlichen, was 
dazu führte, daß Kirchen- und Verwaltungsgeschichte für ihn keine Gegensätze bilde-
ten. Im Rahmen der weiten Spannbreite seiner Forschungen nahm die Geschichte sei-
ner ostpreußischen Heimat einen wichtigen Platz ein. Neben zahlreichen kirchen- und 
verwaltungsgeschichtlichen Themen sind hier die aus den Beständen des Historischen 
Staatsarchivs Königsberg angefertigten „Regesta historico-diplomatica Ordinis S. 
Mariae Theutonicorum" zu nennen, die auch in Zukunft ein unverzichtbares Hilfsmit-
tel für alle Forschungen zur Geschichte des Deutschen Ordens im Mittelalter bleiben 
werden. 

Im folgenden befaßt sich Helmut F r e i wal d mit den geschichtlichen Bedingungen 
des brüderlichen Vertrags der Brandenburger Markgrafen Georg und Albrecht d.Ä. 
vom 24. Januar 1528 in Grünberg, wobei die voneinander abweichenden Textfassungen 
in der fränkischen und preußischen Kanzleiüberlieferung zugrunde gelegt werden. Der 
Vertrag läßt wichtige Aspekte der brandenburgischen Hauspolitik, deren Grundlage 
die Dispositio Achillea von 1473 war, erkennen. U. a. spiegeln sich darin die Bemühun-
gen Herzog Albrechts um die rechtliche Sicherung der Nachfolge seines Neffen 
Albrecht d. J. in Preußen wider. Im Mittelpunkt der Betrachtung steht die Überprüfung 
des preußischen Aspekts des Grünberger Vertrages anhand des Versuchs einer Rekon-
struktion seiner Bedingungen. 
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Udo A r n o l d betrachtet die Regelentwicklung beim Deutschen Orden auf der 
Grundlage der Überarbeitung des Ordensbuchs von 1606, die mit dem Wiederaufleben 
der Türkenkriege in jener Zeit in Verbindung steht und im wesentlichen auf die Initia-
tive des Hochmeisters Maximilian von Österreich zurückgeht. Die revidierten Ordens-
statuten lassen erkennen, daß die Bestimmungen zum Türkenkampf ein Kernstück in 
der Laufbahn des jungen Ordensritters darstellten. Durch die aktive Teilnahme am 
Kampf gegen die das Abendland bedrohenden Osmanen konnte das Ansehen des 
Deutschen Ordens wieder gehoben werden. Auch in der zweiten Hälfte des 17. Jhs. 
fanden die Ordensritter immer wieder in den Türkenkriegen ein Betätigungsfeld. Nicht 
korrekt ist der Hinweis, Johann Wilhelm von Pfalz-Neuburg sei bereits 1695 Kurfürst 
von Bayern gewesen. In Wirklichkeit erhielt er erst 1708 die bayerische Kurwürde zuge-
sprochen, die er jedoch schon 1714 an die Witteisbacher zurückgeben mußte. 

Ernst O p g e n o o r t h beleuchtet Gustav Adolf aus deutscher Sicht, wobei er zu den 
drei neueren Biographien des Schwedenkönigs von Ulrich Bracher, Günter Barudio 
und Felix Berner Stellung nimmt. Er vergleicht hier den Inhalt, Aufbau und Stil dieser 
Darstellungen, die neben zahlreichen Unterschieden manche Parallelen aufweisen. 
Alle drei Autoren messen der klassischen Frage früherer deutscher Gustav-Adolf Tnter-
preten, „ob der König in seiner Deutschlandpolitik von Rücksicht auf seine Glaubens-
genossen oder Gesichtspunkten schwedischer Machtpolitik geleitet worden" sei, keine 
erstrangige Bedeutung mehr zu und sehen darin lediglich einen Aspekt der Forschungs-
geschichte. 

Zum Problem der Leibeigenschaft bei Justus Moser äußert sich William F. 
S he l don. Moser machte sich zum Fürsprecher einer milden Form der Leibeigen-
schaft, wie sie im letzten Viertel des 18. Jhs. im Fürstbistum Osnabrück bestand. So 
war der Osnabrücker Leibeigene nicht der Herrschaft und Gerichtshoheit eines Grund-
herrn unterworfen, sondern vielmehr Untertan des Staates, dem er Steuern bezahlte. 
Lediglich für den ihm übertragenen Hof hatte er dem Grundherrn Dienste und Pflich-
ten zu leisten, von denen er sich freikaufen konnte. Daneben sah Moser aber auch 
die Möglichkeit zur Aufhebung der Leibeigenschaft, wobei er im Gegensatz zum Nek-
kerschen Edikt in Frankreich von der bestehenden Praxis und den Bedürfnissen der 
Bauern und der Gesellschaft ausging. 

Die staatliche Verwaltung in Bayern und Preußen zwischen Beharrung und Reform 
1808—1920 betrachtet Reinhard Häuf. Im Gegensatz zu Bayern mit seiner zentralisti-
schen Verfassung gab es in Preußen bis 1847 keine gesamtstaatliche Repräsentation. 
Abweichend von Preußen waren die bayerischen Regierungsbezirke bis 1852 nur 
Steuerbezirke und erhielten erst dann die Qualität eines Gemeindeverbands zur Erfül-
lung öffentlicher Angelegenheiten. 

Peter G. T h i e l e n schildert die Selbstdarstellung Preußens beim Siegesfest 1866 in 
Berlin. Im Gegensatz zu 1871 haben die Einzugsfeierlichkeiten von 1866 weniger inten-
siv nachgewirkt. Nicht vom Materialaufwand und der stilistischen Gestaltung, sondern 
von den barocken und klassizistischen Großbauten am Straßenrand ging eine Monu-
mentalwirkung aus. Anders als 1871 war 1866 das Siegesfest ein preußisches Ereignis. 
So fehlten alle Hinweise darauf, daß nach dem Sieg über Österreich die endgültige 
Lösung der deutschen Frage anstand. 

Horst R o h de skizziert in seinem Beitrag „Zur Versorgung des Deutschen Heeres 
im Ersten Weltkrieg" die für die Heeresversorgung verantwortlichen Institutionen. 
Schon Anfang August 1914 entstand eine Kriegsrohstoff-Abteilung im Preußischen 
Kriegsministerium, die im Herbst 1916 unter Beibehaltung ihrer relativ großen Selb-
ständigkeit mit anderen Zentralstellen des Heeres dem neugeschaffenen Kriegsamt zu-
geordnet wurde. Außerdem schildert der Vf. das Beschaffungswesen - zuständig war 
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hier das Allgemeine Kriegsdepartemen t - , die Aufgaben der Traintruppe n un d die Rol-
le der Eisenbahne n bei der Heeresversorgung . 

Han s U m b r e i t betrachte t die nationalsozialistisch e Expansio n 1938 bis 1941 

anhan d der Strukture n der deutsche n Besatzungsverwaltunge n im Zweite n Weltkrieg. 

Er unterscheide t hier zwischen der Reichsverwaltun g der formel l annektierte n Gebiet e 

unte r Reichsstatthalter n oder Oberpräsidente n un d der Verwaltung faktisch noc h nich t 

eingegliederte r Staate n unte r Chefs der Zivilverwaltungen . Staaten , deren „Schutz " 

das Deutsch e Reich übernomme n hatte , wie Dänemark , unterstande n einem Reichs -
bevollmächtigten . Fü r Norwege n un d die Niederland e waren Reichskommissar e zu-
ständig , währen d in andere n Länder n wie Belgien die Militärverwaltun g beibehalte n 

wurde . 

Mit Bestrebunge n zur Eliminierun g der Ostfron t 1941—1943 befaßt sich Josef 

S c h r ö d e r . Dabe i handelt e es sich um Versuche Japans , einen Friede n zwischen 

Deutschlan d und der Sowjetunio n zu vermitteln , sowie um Vorschläge Italien s zum 

Bau eines Ostwalls am Dnjepr , hinte r dem das Osthee r Stellun g beziehe n konnte . 

Di e Fachwissenschaf t Geschicht e und die Didakti k der Geschicht e beleuchte t Car l 

August L ü c k e r a t h am Beispiel der Landesgeschichte . Diese ist für eine Analyse 

besonder s gut geeignet, weil sie trot z der Brüch e der deutsche n Geschicht e stärker 

auf Kontinuitä t angewiesen ist als etwa die allgemein e politisch e Geschichte . 

Mit dem didaktische n Proble m der Teilun g Deutschland s in den geschichtliche n 

Unterrichtswerke n der Bundesrepubli k un d der DD R beschäftigt sich Wolfgang 

M a r i e n f e l d . Bemerkenswer t ist die zunehmend e Gewichtun g der Zeitgeschicht e in 

bundesdeutsche n Schulbüchern , wobei über die DD R umfassen d berichte t wird, wäh-
ren d umgekehr t in der DD R die Ost- und Deutschlandpoliti k der Bundesrepubli k in 

den siebziger Jahre n nu r als weitere Variant e imperialistische r Politi k bezeichne t wird. 

Michae l S a l e w s k i weist nach , daß die heut e häufig gebrauchte n Begriffe Abrü-
stung, Rüstungskontroll e oder Sicherheitspoliti k schon im Umkrei s der beiden Haage r 

Friedenskonferenze n von 1899 un d 1907 erscheinen . Auch in den Völkerbundsverträ -
gen der Zwischenkriegszei t werden sie oft benutzt . 

Abschließen d befaßt sich Pete r Gra f K i e l m a n s e g g mit dem Rech t der Mehrhei t 

un d der rechte n Mehrheit , wobei er auf den Zusammenhan g zwischen Demokrati e und 

Mehrheitsprinzi p eingeht . 

Berlin Stefan Hartman n 

Preußen im 19. Jahrhundert. Vorträge von Huber t H e i n e l t , Sùawomir K a l e m b k a 

und Raine r K a h s n i t z . Hrsg. von Ud o A r n o l d . (Schriftenreih e Nordost-Archiv , 

H . 24; Tagungsbericht e der Historische n Kommissio n für ost-  un d westpreußisch e 

Landesforschung , H . 4.) Verlag Nordostdeutsche s Kulturwerk . Lünebur g 1984. 

104 S., 17 Abb. i. T. 

Da s vorliegende Heft enthäl t die auf der Tagun g der Historische n Kommissio n für 

ost- un d westpreußisch e Landesforschun g in Lünebur g 1983 gehaltene n Vorträge von 

Heinel t und Kalembk a und ein Refera t von Kahsnit z aus dem Jahr e 1981, das wegen 

seiner abweichende n Themenstellun g nich t in den Nürnberge r Tagungsban d der Kom -
mission aufgenomme n worden ist. 

In seinem Vortrag „Studienreis e und Innovation " befaßt sich Huber t H e i n e l t mit 
der Reise des spätere n Oberpräsidente n der Provin z Preußen , Theodo r von Schön , 

durc h Deutschlan d und Großbritannie n und ihren Impulse n für die Wirtschaft Ost- und 

Westpreußens . De r Vortrag steht im Zusammenhan g mit H. s Tätigkei t am Band „Brie -
fe und Akten (bis 1799)" der Schön-Edition , den er im Auftrag der Historische n Kom -
mission für ost-  und westpreußisch e Landesforschun g bearbeite t hat . Wie sehr sich 


